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A. Beiauntntachungen des Käuiglichen Landraths-Amts. «
Nr. 71, Berlin, den 8. Januar 1879.

Das dienstliche Berhältniß der Gendarmen zu
den Amtsvorsteherm dessen Regelung zur Competenz
der Militairvorgesetzten nicht gehört, ist im Geltungs-
gebiete Der Kreisordnung vom 13. December 1872
dnr «§ 65 dieses Gesetzes näher festgestellt. Die
Amtsvorsteher sind danach nicht Vorgesetzte der Gen-
darmen, haben ihnen also keine Befehle zu ert-heilen,
sondern dieselben zu requirirenz sie haben es dem-
gemäß zu vermeiden, ihren Requisitionen die Form
von Befehlen zu geben oder sonst den Gendarmen in
schrosser und herrischer Weise zu begegnen. Dagegen
sind die Gendarmen nach der ausdrücklichen Vorschrift
in demselben Paragraph verpflichtet, den Requisitionen
der Amtsvorsteher in polizeilichen Angelegenheiten zu
genügen. Gemäß § 18 Der Verordnung über die
rganisation der Land endarmerie vom 30. December

1820 ist die Civildienst ehörde allein fiir die Recht-
mäßigkeit und Zweckmäßigkeit der von ihr den Gen-
Darttie'n ertheilten Aufträge und Anweisungen, der
Gendarm aber nur für deren pünktliche Erfüllung
unb« Ausführung verantwortlich. Jn Vetreff aller
anderen, als der unmittelbar vorgesetzten Civildiensts
behörde bestimmt der § 18 a. a. Q, daß diese ihre
Reaulsitibnen resp. Befehle an die unmittelbar vor-
gesetzte Civildienftbehörde zu richten haben, welche
aber denselben vollsiämdig zu genügen verpflichtet sei,
eine Bestimmung, die schon früher bezüglich der Orts-
volizeiverwaltungeiy und sodann durch die Kreisordnung
vom «k3. December 1872 bezüglich der Amtsvorsteher
dahin modifieirt worden ist, daß dieselben zur direkten
Reanisition der Gen-dumm befugt sind. Aus diesen
Vorschriften ergiebt sich der Grundsatz, daß der Gen-
Denn den Reauisitionen des Amtsvorstehers in polizei-
lichen Angelegenheiten zn genügen hat, ohne die Recht-
mäßigkeit und Zweckmäßigkeit der getroffenen An-
ordnung seiner eigenen Prüfung zu unterziehen. Er
würde diesen Requisitioneu die Folge nur zu versagen
haben, wenn etwas an sich Ungesetzliches von ihm
verlangt würde.

Hiernach muß von den Gendarmen erwartet und
gefordert werden, daß sie nicht blos den Requisiss
tionen der Amtsvorsteher dienstwillig und pünktlich

 

   

 

schriftlichen Verkehre mit den Amtsvorstehern diesen
Die Höflichkeit und Achtung beweisen, welche dieselben
in ihrer ehrenamtlichen Stellung als Verwalter der
Ortspolizei beanspruchen Dürfen.

Der Minister des Innern.
(g-sz.) Graf Eulenburg.

An sämmtliche Herren Ober-Präsidenten.
Qels, den 1.7. Februar 18.79.,.

Vorsiehendes Ministerial-Rescript bringe ich. hier-
durch zur Kenntniß der Herren Amtsvorfteher und
Königliche-i Gendarmen des Kreises.

Nr. 72. Oels, den l7. Februar l,879.

Das Feuerlöschwesen im Kreise Oels betreffend.
Unter Hinweis auf Die im -Kr·eisblatste pno 1875

S. 51 abgedruckte Polizeiverordnung, betreffend«I das
Feuerlöfchwesen in den ländlicherr Ortschaften des-Kreises
Dem, vom 5. April 1875, ersuche ich die Herren Amts-
vorfteher ergebenst, die Bezirksfpritzen und Spritzens
häuser, sowie die gemeinschaftlichen Läfchgkeuithe einer
öfteren Revision zu unterziehen, auch darauf zu halten,
daß die Revisionen der Feuerböschgeräthe, welcher jeder
Hauseigenthümer vorräthig zu halten hat, durch die
Gemeinderat-stehet erfolgen und mir bis zum »l. Juli
jedes Jahres über das Geschehene kurz zuberichtem

Nr. 73‚ Oels, den« 18. Februar 1879.

Betrifst die Anfertigung der Klassensteuer-Zu- und
Abgangslisten pro ll. Semester 1878/79.
Die Magisträte, Guts- und Gemeindevorftände

des Kreises veranlasse ich hierdurch, mit Aufstellung
der Klassensteuer-Ztt- und Abgang-stiften pro ll. Se-
mester 1878/79 dergestalt vorzugehen, daß dieselben
bis spätestens ant 10. März er. bei mir eingegangen
sind. Bis dahin nicht eingereichte Listen müßte ich
auf Kosten der Säumigen durch expresse Boten ab-
holen lassen. .

Wo Klassensteuer-Zn- und Abgänge nicht vor-
gekommen, sind Negativ-Berichte zu erstatten.

Die Listen sind in 2 Eremplaren einzureichen, und
ihnen gleichzeitig die dazu erforderlichen Einkommens-

- Nachweisungen, sowie Die ordnungsmäßig gehefteten
Wem sondern auch in ihrem persönlichen und · Beliige beizufügen.



_ JugBetresf der Anfertigung der Zu-s«nnd Ab-
gangslisten verweise ich auf meine KreisblattiVen
fügungen vom 26. September 1876 (Rreiebl. pro 1876
S. 203) und vom 10. August 1877 (Rreiebl. pro 1877
S. l46—l48).

Die Formulare zu den Zu- und Abgangslisten
mit der darauf abgedruckten Gebrauchs-Anweisung sind
in der hiesigen Ludwig’schen Buchdruckerei vorräthig.

Bis· zu dem obigen Termine sind auch die
Berzeirhnisse der mit den Klassenstenerbeträgen un-
geachtet der eingelegten Ereeution im Rückstande
gebliebenen Steuerpflichtigen in duplo nach dem im
Kreisblatte pro 1878, Seite 145/46, abgedruckten
Schema einzureichen.

Nr. 74, Breslau, den 7. Februar 1879.
Entsprechend dem Antrage in dem gefälligen

24

Nr. 77, Breslau, den 4. Februar 1879.

8.1.,. Auf das Gesuch vom 28. Januar cr. will ich
Ehiermit ausnahmsweise genehmigen, daß der Vorstand

s der DiacomssensAnstalt im Laufe des Jahres 1879

i‘ »Eintausend achthundert neun und siebenzig« eine ein-
malige Sammlung milder Beiträge in Form einer
Hauscollecte zum Besten der gedachten Anstalt in den
bemittelteren evangelischen Haushaltungen der Provinz

E Schlesien veranstalte.
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Schreiben vom 27. Januar er. —— V. 244 —- ge-
nehmige ich auf Grund der Bestimmungen §§ 4 unb s
11 des Statuts der ProvinzialsHilfskasse vom 24.
Mai 1853, daß auch für das Jahr 1879 bie wieder-
holt und zuletzt unterm 18. Februar 1878 —- O. P.
924 -- diesseits bestätigten Zinssätze beibehalten
werben, wonach

1. bie von Spar- und öffentlichen Kassen bei de
ProvinzialsHilfstasse zu belegenden Gelder bei Vor
behalt gegenseitiger sechsmonatlicher Kündigung Seitens
der ProvinzialsHilfstasse mit 4 pCt., bei kürzeren
Kündigungsfristen aber nur mit 3 pCt. verzinft,
— 2. für die von der ProvinzialsHilfslasse auszu-
gebenden Darlehne dagegen und zwar:

a. für die Darlehne in 4procentigen Hilfstassens
Obligationen 41I4 pCt.,

b. für die Darlehue in 41/, procentigen Hilfskassem
Obligationen 4% pCt., und

o. für baare Darlehne, dieselben mögen auf Amor-
tisatåon oder gegen Kündigung gewährt werden,
5 p t.

Zinsen erhoben werden.
Die königlichen Regierungen der Provinz habe

ich hiervon bereits in Kenntniß gesetzt.
An die Direction der Provinzial-Hilsskasse, hier.

ObersPräsidium der Provinz Schlesien.
Oels, den 17. Februar 1879.

Vorstehenden ObersPräsidialsErlaß bringe ich
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß.

Nr. 75. Oels, den 18. Februar 1879.

Die Gewerbesteuer-Beränderungslisten betreffend.

Die Magisträte zu Hundsfeld und Juliusburg,

sowie die Guts- und Gemeindevorstände des Kreises

veranlasse sich hiermit, die Gewerbesteuer-3u- und

Abgangslisten pro ll. Semester 1878/79 bis spätestens

den 10 März cr. hierher einzureichen. Jch bemerke

hierbei, daß in die Veränderungsliste nur diejenigen
Gewerbetreibenbeu aufgenommen werben können, welche

bis zum 7. März cr. vorschriftsmäßig ans resp. ab-

gemelbet worden find. Die resp. An- nnd« Abwei-

dungen sind daher schleunigst hierher einzureichen.

 

 

Die von dem Vorstande mit der Sammlung zu
beauftragenden Collectanten haben sich durch Vor-
zeigung dieser Verfügung oder einer beglaubigten
Abschrift derselben zu legitimiren.
An den Vorstand der DiaconissensAnstalt für Kinder

und Armen pflege, z. H. des Königl. Superintendenten
Herrn Gräve Hochwürden zu Frankenstein.

Ober-Präsidium der Provinz Schlesien.
Oels, den 13. Februar 1879.

Vorstehenden ObersPräsidialsErlaß bringe ich
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß.

Nr. 78. Oele-, den 15. Februar 1879.
Gegenwärtig vacante, mit MilitärsAnwärtern zu

befetzende Stellen.
1. Weimar“, Magistrat,JPolizeisergeanh 720

MartzzGehalL
2. 23itcbomiß‚:_;aönigi. SchullehrersSeminay

Schuldiener, 600 Mark Gehalt, außerdem freie Woh-
nung; für die widerruslich gestattete Gntnahme des
keuerungsmaterials aus den Vorräthen der Anstalt
at der Schuldiener eine Entschädigung vor-. jährlich

circa 36 Mart zu zahlenJ '
3. Strehlen, Magistrat, iRathsdiener und

Polizeisergeant, 630 Mart Gehalt jährlich.
Der Königliche Landrath.

o ‚v Noseuberg

B. Belannimachungen anderer Behörden.
Prostau, un Januar 1879.

Das Sommer-Semester am königlichen pomos
logischen Institute zu Proskau in Schlesten beginnt
Anfang April er. ·

Der Unterricht umfaßt während des zweijährigen
Kursus aus dem theoretischen und praktischen Gebiete-

a) Hauptfächer: Bodentunde, Allgemeiner
Pflanzenbau, Obfitultur, insbesondere Obstbaumzucht,
Obstkenntniß (Pomoiogie), Obstbenutzung, Lehre vom
Baumfchnittz Weinbau, Gemüsebau,Treiberei, Handels-
gewächsbau, LandschaftsiGärtnerei, Gehölzzucht und
Gehölzlunde, Planzeichnen, Zeichnen und Malen von
Früchten und Blumen, Feldmessen und Nivelliren.

b) BegründendeFächer: Mathematic,Physik,
Chemie- Sfliineralogie‚ Botauil, Krankheiten der Pflan-
zen, mittoskopische Uebungen.

e) Nebensächer: Buchführung, Eneyllopädie
der Landwirthfchast.

Anmeldungen zur Aufnahme haben unter Bei-
bringung der Zeugnisse schriftlich oder mündlich bei
dem unterzeichneten Director zu erfolgen. Derselbe
ist auch bereit, auf portofreie Anfrage weitere Aus-
kunft zu ertheilen.

(gez.) Stoll, Director.

ebst 2 Beitagerr



l. Beilage zu Nr. 8 deLOclser Kreisbla
 

Die Erledigung der »konsiitutionellen Be-
denken« gegen die Finanzreform.

Die langwiertge Büsgetberathung welche nächst
den Gesetzen zur Ausführung der deutschen Gerichts-Z
verfassung den größten Theil der ablaufenden Land-«
tagefession erfüllt hat, ist nicht ohne ein erfreuliches
Ergedntß geblieben.

Der Vorm-schlag der Ausgaben und Einnahmen
selbst hat bei den eingehenden Erörterungen keiner-
lei nennenswerthe Adänderungen erfahren-, auch der
Antrag der Regierung, die Deckung des Mehrbedarfs
für das laufende Jahr durch eine Anleihe zu bewir-
ken, hat die Zustifmmuug des Adgeordnetenhauses ge-
fanden. Der umsassende Generalbericht, welcher von
der Budgeicommisfion erstattet morden ist, hat nach
manchen Richtungen interessante Uberstet-ten über
die Entwickelung und den Stand unserer Finanzwi-
hältntsse gegeben-, —- die schließlichen Anträge der
Eommisstoa haden jin eining Punkten, namentlich in
Betreff möglichster Ersparnisse bei den laufenden
Ausgaben der Staatsverwaltung und der Einschräns

kung kostbarer Neubauten als völlig undedenklich all-
seitige Zustimmung erhalten, —- in anderen Punkten,
insbesondere in Bezug auf die Eisenbahnpolitik hat
in Folge eingehender und bedeutsamer Darlegungen
Seite-us der Staatsregierung eine Klärung der Auf-
fassungen stattgefunden, welche zur schließlicheu Ab-
lehnung der Anträge führte-, —- in dem wichtigsten
Punkt aber, welcher vorzugsweise den Anlaß zu den
allgemeinen Erörterungen gegeben hatte, nämlich in
Bette-ff des Verhältnisses des preußisneu Finanzmefens
zur Steuerresorm im Reiche, ist eine wesentliche und
ausdrückliche Ueberrinstimmung der maßgebenden Auf-
fassungen und damit ein politisches Ergebniß von
unvertennbarer Wichtigkeit-für die weitere Entwicke-
lung der gemeinsamen Finanzpolitik erreicht worden.

Die von der Budgetcommiffiou in dieser Be-
ziehung beantragter-i Erklärungen lauteten:

»Im Interesse einer geordneten Finanzwirth-
schaft ist es geboten: das Gesetz vom 25, Mai 1873,
betreffend die Klasse-a- und Einkommensteuer, dahin
abzuändern, daß es ermöglicht wird, in dem Staats- Z
haushaltsetat jährlich so viel an Klassen- und Ein-
kommensteuer in Ansatz zu bringen, als zur Deckung
des jeweiligen Ausgabebedarfs erforderlich ist.

Die im Interesse des Deutschen Reichs und
Preußeas angestrebte Vermehrung der eigenen Ein-
nahmen des Reichs liegt nur dann im preußischen
Staatsinteresse, wenn die volle Gewähr dafür gegeben
wird, »daß der hierdurch, sei es durch Herabminde-
rung der Matrilularbeiträge unter den im Etat von
1879/80 vorgesehenen Satz- sei es durch direkte Ueber-
weisung verfügbarer Einnahmen vom Reich, für Preu-
ßen disponibel werdende Betrag, insoweit über deu-
selben nicht mit Zustimmung der Landesvertretung
im Etat eine anderweitige Verfügung getroffen ist,
jährlich unverklirzt zur Herabminderung der Klassen-
und klassificirten Einkommensteuer verwendet werde.«

Der Reserent der Budgetcommission schloß die
Begründung der Anträge mit dem Hinweise, daß die

l
« Annahme der Resolutionen werde

 

   es.
Commission es für ihre Pflicht gehalten habe, Sei-
tens der preußischen Landesvertretung die Hindernisse
der Finanzefolm im Reiche zu beseitigen. Durch

das Haus nicht

 

blos dem preußischen, sondern auch dem deutschen
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Vaterlande einen wesentlichen Dienst erweisen.
Hierauf ergriff der Finanzminister Hobrecht das

Wort und äußerte Folgendes:
„(Eine bestimmte Erklärung in Bezug auf diese

Forderung abzugeben, hat die Regierung keine Ver-«-
anlassung; wir sind alle darin einig, daß ihre Aus-
führung nicht möglich ist ohne eine tiefgreifende Rei-
form der direkten Steuern, daß diese Reform nicht
ernstlich in Art-griff genommen werden kann, so lange
die Mittel zur Durchführung nicht vorliegen, und
daß es daher gegenwärtig zu keinem Ziele führen
könnte, eventuell über derartige Construktionen zu
berathen, die sich erst verwirklichen lassen, wenn eine
bestimmte Reform durchgeführt ist. Was in diesem
Augenblicke die Landesvertretung meines Erachtens,
sobald es sich um eine Vermehrung der Einnahmen
des Reiches handelt, fordern kann, so ist dies im
Generaibericht selbst folgendermaßen ausgedrückt: »Von
diesem Gesichtspunkte aus betrachtet, bedeutet die Eins
führung einer beweglichen Steuer lediglich die Be-
thätigung des Willens: daß der Volksvertretung die Mits
wirkung bei der Disposition über den im Reiche geforder-
ten Mehrbetragan Steuern, insbesondere zum Zwecke der
Erleichterung del den direkten Steuern nicht vorent-
halten werden soll. « Ich habe für meine Person in
der Budgettommisfion die Form bezeichnet, in welcher
nach meiner Uederzeuguna eine Zusicherung ertheilt
werden könne, die dieser Forderung genüge und die
im Stande wäre-, den Einwand, der ja bisher mit
einem gewissen Erfolg in den Berathungen des Reichs-
tages einer sachlichen Znnd unbefangenen Erörterung
der Steuer-vorlagen entgegengestellt ist, zu beseitigen.

Es hat sich auch die Budgetkommission im An-
schluß an diese meine Erklärung bemüht, eine Form
zu finden, die dem Sinn derselben möglichst entspricht.
Jch bin durch eine ausdrückliche Allerhöchste Kabinetss
Ordre Sr. Majeftät ermächtigt, das Einverständniß
der Königlichen Staatsregierung damit zu erklären,
daß, insoweit eine Steuerreform des Reiches, sei es
durch Herabminderung der MatrikularsBeiträge unter
den im Etat von 1879 vorgesehenen Satz, sei es durch
direrte Ueberweisung verfügbarer Einnahmen vom
Reiche, für den preußischen Staat einen Betrag dis-
ponibel macht und insoweit über diese Mehreinnahs
man nicht mit Zustimmung der Landesvertretung be-
hufs Ueberweisung eines Theils der Grund- und Ge-
bäudesteuer an bie Rommnnatnerbänbe oder auf an-
dere Weise Verfügung getroffen ist, ein entsprechen-
der Betrag der Klassen- und klassificirten Einkommen-
steuer zu erlassen ist«

Der Minister fügte hinzu:
»Die Regierung legt einen besonderen Werth

darauf, daß das Haus zu einer Beschlußfassung komme,
die eine Uebereinstimmung mit der von mir abgege-
benen Erklärung ausdrückt; sie sieht darin nicht nur



eine Bestätigung ‚i rer Ansicht überhaupt, sondern sie
wird darausgdiå _ Jertjstichtiitig entnehmen, dem näch-
sten Landtage einen meiner Erklärung entsprechenden
Gesetzentwurs vorzulegen-«

Die Erklärung des Finanzministers wurde im
Hause augenscheinlich mit großer Befriedigung auf-
genommen. Dem Wunsche desselben, daß das Haus
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einen Beschluß fasse, in welchem die Uebereinstimmung z
mit der Regierung zum bestimmten Ausdrucke gelange,
wurde durch die Einfügung der Worte entsprochen:
»unter dankbarer Annahme der mit Allerhöchsier Gr-
mächtigung abgegebenen Erklärung der Regierung-«
Mit dieser Aenderung wurde schließlich der Antrag
der BudgetsCommisston von der großen Mehrheit des
Hauses angenommen.
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Durch diesen Beschluß dürfen die Bedenken, welche Z
l Leben zu führen in dem Umfange, wie sie das Gesetzseit vorigem Jahre vom Standpunkte des preußischen

konstitutionellen Rechts einer Vermehrung der Reichs-
einnahmen durch eine Steuerreform entgegengesetzt
wurden, als beseitigt gelten, und es ist somit von
dieser Seite der Finanzreform im Reiche freie Bahn
geschaffen.

Die Eifenbahnen und die Landeswohlfahrt.
Aus der Rede des Handelsministers Maybach

bei der Berathung des Generalberichts der Budgets
kommisfion in der Sitzung des Abgrordnetenhauses

vom 13. Februar
(mit Bezug auf den Antrag:

die Staasregierung aufzufordern, vom Anlauf
von Vollbahnen unter den gegenwärtigen finan-
ziellen unD wirthschaftlichen Verhäitnissen Abstand
zu nehmen). .

-— —- ,,Es ist wiederholt die Aufforderung an
mich gerichtet, mit einem Programm hervorzutreten,
mit einer Denkschrifh wie ich mir das Eisenbahnwei
sen und die Eisenbahnverwaltung in Zukunft geord-
net denke. Indessen, meine Herren, was sind Pro-
gramme? Wollen Sie ein Programm mit meinem
Namen verbinden, so kann das allerdings insofern
geschehen, als ich, so lange ich in der Eifenbahnver-
waltung thätig bin —- und das ist ein Vierteljahr-
hundert — niemals den Gedanken verleugnet habe,
weil ich ihn eben aus der praktischen Anschauung als
richtig erkannt habe, daß das, was man gewöhnlich
unter Staatseisenbahnfystem versteht, für einen Staat
wie Preußen das Richtige sei. Indessen die Modali-
täten der Ausführung, das Tempo, der Umfang der
Maßregeln-, welche zur Ausführung dieses Gedankens
zu ergreifen sind, werden sich, wie es bei praktischen
Leuten natürlich nicht anders fein kann, nach Zeit
und Umständen richten, und dabei wird ganz gewiß
in erster Reihe mit die Finanzlage des Staats in
Erwägung kommen. —-— — —

Jch bringe den Passus der letzten Thronrede in
Erinnerung, welcher lautet:

Jm Interesse der Landeswohlfahrt erweist sich
eine kräftigere Zusammenfassung und Ordnung des
Gifenbahnwesens, sowie die Ergänzung des va-
terländischen Eisenbahnnetzes in verschiedenen
Theilen des Staates als unerläßlich. Sofern,

Druck zu üben.

 

 

führung wichtiger Aktien - Eisenbahn - Unterneh-
mungen in die Hände des Staats und für den
Bau einiger besonders dringlicher Eisenbahnlinien
eingeleiteten Vorarbeiten bei Zeiten zum Abschluß
gelangen, wird Ihnen eine desfallsige Vorlage
zugehen.

Dieser Passus bezeichnet den Standpunkt der
Staatsregierung, welche an dem festhält, was sie im
Jahre 1876 gelegentlich Der Vorlage wegen Ueber-
tragung des Eigenthumsrechts des preußischen Staats
an das Reich ausgesprochen hat, nämlich daß sie, so-
fern das Reich auf die preußische Anerbietung nicht
eingehen möchte, es für nothwendig halte, im eigenen
Lande mit denjenigen Maßregeln vorzugehen, welche
das eigene Interesse gebietet. Jch darf als bekannt
vorausfetzen, daß der Gedanke, Reichseisenbahnen ins

vom 6. Juni 1876 ins Auge gefaßt hat, bei unseren
verbündeten Regierungen nicht den Anklang gesunden
hat, auf den man glaubte rechnen zu Dürfen. Es liegt
keinerlei Anlaß vor, nach irgend einer Seite einen

Wir wollen ja alle Rücksichtnehmen
auf Die verbündeten Regierungen; indessen es wird
uns nicht zu ver-denken fein, daß wir uns in unserem
Hause selbst vorläufig so einrichten, wie es unserem
Interesse entspricht. Die Staatsregierung hat mit
jenem Satz aussprechen wollen, und sie wiederholt es
durch meinen Mund, und zwar in einem Beschluß,
den das Staatsministerium gefaßt hat, daß ste Die
Durchführung des Staateeisenbahnshstems sich zur
Aufgabe stellen will in demjenigen Umfange, wel-
cher in jener Vorlage von 1876 bezeichnet worden
ist, d. h. in Bezug auf Die Hauptlinien des Eisen-
bahnnetzes.

Meine Herren, wie stehen denn die Dinge heute?

Ich stimme dem, was hier gesagt worden: »wir haben
in Bezug auf diese Frage nicht mehr freie Hand-C
vollkommen bei. Wir befinden uns in der That in
dem Staatseisenbahnfystem, in dem Sinne, den ich
vorhin bezeichnet habe; allerdings gebe ich zu, nicht
in einem vollkommenen Staatseisenbahnshstem, sondern
in einem, wenn ich den Ausdruck gebrauchen Darf,
verkrüppelten, und zwar nicht zum Nutzen weder der
Staatsbahnen noch der Privatbahnen. Sie haben
seiner Zeit die Zustimmung gegeben zur Ausführung
der großen Linie von Berlin nach Wetzlar. Sie hat-
ten ein Netz im Osten, Sie hatten ein Netz im Westen,
welches durch die Staatsbahnen der einverleibten
Länder verstärkt worden war. Es fehlte aber die
richtige Verbindung; eine solche sollte hergestellt wer-
den, und diese Verbindung war die Linie Berlin-
Wetzlar. Sie ist damals bezeichnet worden als das
Rückgrat des Systems, welches noch der Ausführung
bedürfe. Es ist das richtig, es ist aber blos der
Rückgrat, es fehlen noch die Rippen, vielleicht auch
etwas Fleisch. Wenn Sie die Karte betrachten, so
werden Sie finben, daß zwischen dem Staatseifenbahns
netz des Ostens und demjenigen des Westens, insofern
sich die Richtung nach dem Unterrhein bewegt, eine
sehr bedenkliche übele Lücke sich befindet. Die Ver-
bindung des östlichen und des westlichen Netzes empfiehlt
sich aus technischen, wirthschaftlichen und finanziellen

wie gehofft wird, die behufs demnächstiger Uebers « Gründen. -— —-



Wenn Sie mich nun fragen, ja, wie denkt ihr
denn mit dem Erwerb solcher Bahnen vorangehen?
Der Gedanke ist der, daß wir dem schwankenden Kre-
dit solcher Gesellschaften den guten Kredit des Staats
zu einem billigen Preise substituiren in Form einer
Rente. Diese Rente würde nach der Aussassung der
Regierung und nach den angestellten Erörterungen
nicht allein kein Nachtheil sein für die Staatskasse,

fonDern sie würde bei vollsier Rücksichtnahme aus die
Verhältnisse der Actionäre im Stande sein, dem Staat
einen Vortheil zuzuführen, indem, wie gesagt, wirths
schaftliche Ersparnisse ermöglicht werden, die nicht ge-
ring anzuschlagen sind, dadurch, daß wir z. B. Doppel- T
bauten ersparen können.

Sie werden weiter fragen: wie kann man sich eine
Organisation eines so großen Eisenbahnnetzes denken? ;
Wir sinnen darüber nach, wie wir die Organisation «i
Der Staatsdahnen, nicht im Sinne der Centraiifation, I

E Diese Verständigung ist gelungen, wir haben einewenigstens nicht über das Maß hinaus, was für ge-
wisse Gegenstände centralisirt werden maß, sondern
im Sinne der Decentralifation zu bewirken gedenken.
Wir wünschen Behörden zu haben, welche-, mit den F
nöthigen Befugnissen ausgestattet, ein angemessenes
Verkehrsgediet in einfacher, beweglicher Weise leiten,
—-— und das nicht allein, sie sollen in Bezug aus die
Maßregeln, die sie in wirthschaftlichen Interessen er-
greifen, Fühlung behalten mit den Bedürfnissen des
Lebens, sie sollen nicht vom grünen Tisch aus regie-
ren, sie sollen mit denjenigen Vertretern des Ver-
kehrs, welche bei der Entwickelung des Eisenbahn-
wesens ein lebhaftes Jntersse haben, in sruchtbringem
der Verbindung bleiben. —- ——- —-

Die Budgekcommission schlägt Ihnen nun vor,
Sie sollen in den verschiedenen Resolutionen die Re-
gierung auffordern, abzusehen unter den gegenwärti-
gen finanziellen und wirthschaftlichen Verhältnissen
vom Erwerb von Vollbahnen. Ja, meine Herren,
ich muß geliefert, doß dieser Antrag für den Han-
delsminifter in gewisser Beziehung etwas Anmuth:n-
des hat; er verheißt ihm eine gewisse Ruhe in den
nächsten Jahren, und bei der Ueberlastung der jetzi-
gen Zeit könnte ich mir ja schen diese Ruhe gefallen
lassen. Allein, meine Sperren, Ruhe auf diesem
Gebiet ist Näckschrittz ich kann deshalb
auf eine.folche Ruhe nicht eingehen.

Die Vorbereitungen, welche von uns getroffen
waren, um mit einer ausführlicheren Vorlage an das
Hohe Haus zu treten, sind bisher zu meinem Be-
dauern noch nicht so weit gefächert, daß es möglich
sein würde, namentlich bei dem vorgerückten Stande
der Session, in dieser Session noch vor Sie gebracht
zu werden.

An diese Vorlage würde sich allerdings geknüpft
haben eine Vorlage über die Ausführung und Sub-
ventionirung verschiedener Sekundärbahnlinien, welche
wir als den Ausbau des jetzigen Eisenbahnnetzes zur
Wohlfahrt des Landes für erforderlich erachten; wir «
hegen die Hoffnung, aus den Mitteln, welche uns
noch zu Gebote stehen, aus Ersparnissen und ebenso
aus den Mitteln, welche uns durch den Erwerb von
Privatbahnen und durch den Umstand, daß der Staat
gerade durch solche Erwerbungen besondere Mittel
zur Verfügung erhalten könnte, das Setundärbahnwefen

 

 

in Preußen erheblich zu fördern, sei es, indem man
Linien, für die andere Unternehmer mit Rücksicht
auf die geringe Leistungsfähigkeit der betreffenden
Landestheile sich nicht finden, für Staatsrechnung
unter Beihülse der Interessenten baut, sei es, indem
man eine Subvention an Privatunternehmer gewährt,
die den Interessenten es möglich macht, die betreffen-
den Sekundärbahnlinien zur Ausführung zu bringen.

Die aus allen Theilen des Landes nicht blos
an mich, sondern schon an meinen Vorgänger in
großer Menge gelangten Anträge beweisen mir, wie
sehr das Land das Bedürfniß hat, solcher Verkehrs-
wege theilhaftig zu werben. Wir haben uns bemüht,

i mit den Ressorts des Reichs —- mit der Post- nnd
Telegraphenverwaltung und mit der Militärverwals
tung —- uns zu verständigen über diejenigen Er-
leichterungen, welche wir zur Förderung des Sekun-
därdahnwesens glauben in Anspruch nehmen zu müssen.

feste Basis für die Zukunft gewonnen.
Wenn die Regierung ausspricht, daß sie in dem

vorhin angedeuteten Sinne sich dem Staatseisenbahns
· system zuwendet, so befindet sie sich, wie ich glaube,
im Einklang mit den besten Traditionen der preußi-
schen Verwaltung, mit dem ganzen bisherigen Gange
der Gesetzgebung, mit der Entwickelung des Eisen-
bahnwesens und auch mit der Haltung dieses Hohen
Hauses selbst. Gestatten Sie mir, meine Herren, zu
diesem Zwecke einen kurzen Rückblick auf den Verlauf
der Entwickelung unseres Eisenbahnwesens, nament-
lich auch in Bezug aus die Gesetzgebung

(Nach einem Rückblick auf die wichtigsten That-
sacheu und Aeußerungen bis zu dem Berichte der
Eisenbahn Untersuchungscommission von 1873, wel-
cher sich entschieden im Sinne der oben bezeichneten
Eifenbahnpolitik aussprach, fuhr der Minister fort:)

Nun find Bedenken verschiedener Artausgefprochen
worden, wenn auch nicht gerade gegen das Prinzip,
so doch gegen die Opportunität (die augenblickliche
Zweckmäßigkeit)» Man sagt, sind denn die jetzigen
Zeiten geeignet für solche große Unternehmungen?
ist nicht die wirthschastliche, die finanzielle Lage des
Landes so, daß wir abstehen müssen von allen weite-
ren Engagements? Meine Herren, die Staatsregie-
rung ist nicht dieser Meinung, wirthschaftlich nicht,
weil, wenn wir etwas nothwendig haben, wir gerade
bedürfen einer Verbesserung unseres Eifenbahntranss
portwesens im Interesse unserer Industrie-, unse-
rer Production, um concurrenzfähig zu fein, —- wir
bedürfen billiger und gut eingerichteter Transports
wege, und da gerade kann die Erweiterung des
Staatseisenbahnsysiems ganz außerordentlich nützliche
Dienste leisten. Die Zusammenfassung desselben, die
Möglichkeit, Einrichtungen zu treffen aus großen
Strecken, ein großer Nutzen, wird es uns in den
Stand setzen, für die Zukunft Einrichtungen zu treffen,
welche dem Verkehr durch billige und gut eingerichtete
sTrafrfisportwege eine recht nöthige Erleichterung ver-
cha t.

Sie sage-n nun aber, ja die bisherigen Finanz-
resultate der Stoatsbahnen sind doch zu betrübend,
sie sind belastend für den Staat, sie enthalten eine
Belastung der Steuerzahler. Jhre Kommission hat



Jhnen ausgerechnet, daß die Staatsbahnen in der
vollen Ausdehnung sich sogar nur mit 3,8 Prozent
verzinsen werden. Diese Berechnung kann ich doch
nicht anerkennen. Ich habe auch Berechnungen an-
stellen lassen, diese schließen mit anderen Resultaten.
Es stellt sich danach heraus, daß der gesammte Ueber-
schuß der Staats-Eisenbahnen vom Jahre 1852 bis
inklusive 1877—78, nach Abzug der Verzinsung der
darauf ver-wendeten Anleihen und der Tilgung, noch
ein Ueberschuß verblieben ist, der an die Staats-
kasse hat adgefühtt werden können, von über 140
Millionen Mark. Sie werden mir angeben, daß, so
betrachtet, das Resultat doch kein so übles ist.

Ich will noch eine andere Berechnung geben,
weiche die Summen enthält, Die 1873 dis 1878 für
das Eisenliahnwesen im Ganzen zur Verwendung ge-
kommen sind: die Rechnung stellt sich so, daß noch
immerhin ein Ueberschuß des Eisenbahnwesens ver-
bleibt, Der der Staatskasse zur Erleichterung der
Fireukerzahler daar zeige-flossen ist, von 235 Millionen

ar .
‑‑‑ ——— War etwa die Anlage der Kriegskorltris
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bution in Staatseisendahuen eine schlechte? Wenn wir -
aus der Kriegskontridutidn Linien hergestellt haben
und noch herstellen, welche das Land melioriren,
welche die Steuer-kraft neben, welche die Vertheidis
gungssFähigkeir des Landes dessem, haden wir dann
die Kriegstontridutian etwa schlecht angewendet? Jch
glaube, meine Herren, wir hätten kaum einen besseren
Zweck finden können.

Ich möchte nach allem dem auf das dringendste
bitten, für welche Resolution Sie sich auch entscheiden
mögen, daß Sie sich in ein-m Sinne aussprechen,
der für uns, für die Rezjzierung ermuthigeud ist auf
dem Wege, den sie deschritten hat, daß Sie uns vor
der, ich kann lagen, Kalamitüt bewahren, non dem
Wege, der nun einmal mit Ihrer Zustimmung betre-
ten ist, wiederum auf einen andern einzulenken. Es
ist ja ein Uedelstand, daß in der preußischen Eisen-
dahnpolitik wiederholt ein Schwanken vielleicht de-
merkdar gewesen; dieses Schwanken dürfen wir aber
nicht weiter fortsetzen, wir schädigen damit das Land.
Will die Majorität dieses Hauses, die 1876 der Re-
gierung auf dem derer-teilen Wege ihren Beifall ge-
währt hat, dazu übergeben, jetzt eine Schwenkung
vorzunehmen, meine Herren, die Regierung macht sie
nicht mit. Für mich selbst würde immer der Ge-
danke werthvoll sein, wenn ich nicht unterstützt werde
durch die Zustimmung, sei es dieses Hohen Hauses,
sei es des folgenden, an welches die betreffenden
Vorlagen gelangen, daß ich wenigstens das Gute er-
strebt habe, daß ich mir bewußt bin, was ich will,
und daß ich mich schließlich mit dem Worte werde
trösten müssen: in magnis voluisse sat est. (3a
goßeöi Dingen hat auch entschiedenes Wollen seinen

er: .)
(Saß Abgeordnetenhaus lehnte schließlich den

Antrag der Budgetkommission ab.)

Die Cisenbahutarife
und die wirthfchaftlichen Interesse-u
Der Reichskanzler Fürst Bismarck hat einen

weiteren Schritt im Zusammenhange seiner Bestre-  l

düngen für die Förderung der Interessen des öffent-
lichen Verkehrs gethan, indem er Namens des Bun-
desiPräsidiums den Antrag bei dem Bundesrathe
gestellt hat, die Ausarbeitung eines Gesetzes zur Re-
gelung des Gütertarifwesens auf den deutschen Eisen-
bahnen zu beschließen, und zu diesem Behuse zunächst
einen Ausschuß zu berufen, welcher aus einem Ver-
treter des Präsidiums und aus einer vom Bundes-
rathe näher zu destimmenden Zahl von Vertretern
derjenigen Bundesstaaten, welche eine eigene Staats-
bahnverwaltung besitzen, zu bestehen hätte.

Die Reichsverfassung bestimmt in Artikel 45:
Dem Reiche steht die Kontrole über das Tariswesen
zu» Dasselbe wird namentlich dahin wirken: l) daß
daldigst aus allen deutschen Eisendahuen übereinstim-
mende Betriebs s Reglements eingeführt werden; 2)
daß die möglichste Gleichmäßigkeit und Herabsetzung
der Tarife erzielt werbe.

Ja Uedereinftimmung mit den Absichten der
Reichsdersafsuag wurde von einer Untersuchungs-
Kommissidn, welche im Jahre 1874 versammelt war,
einstimmig ausgesprochen, daß die möglichst baldige
Einführung einer einheitlicheu Tarisoirdnung aus allen
Bahnen Deutschlands als ein unadweisliches Bedürf-
niß anzusehen sei.

Nachdem in den folgenden Jahren noch mehr-
fache Bereit-hangen stattgefunden hatten, wurde durch
eine eriferenz deutscher Eisenbahnverwaltuugen in.
Berlin im Februar 1877 im Wege der Vereinbarung
zwischen den Staats- und Privatbahnverwaltungen
ein System der Frachtderechnungen festgestellt, welches
im Wesentlichen bisher besteht-

Die Erfahrungen aber-, welche mit demselben Die
jetzt gemacht worden sind, haben zur Genüge erwie-
sen, daß dessen Einführung nur einen geringen Fort-
schritt auf der Bahn der Bestrebungen zur Resormis
rung des deutschen Eisenbahnrarifwesens bezeichnet, und
daß dasselbe vom Standpunkte der Einheitlichkeit aus
von nur zweifelhaftem Werth-e ist« Abgesehen davon-
daß die getroffenen Vereinbarungen noch keineswegs
durchweg iu’s Leben geführt sind, ist auch auf den-
jenigen Verkehrsgedieten, bezüglich deren ::ie Ein-
führung als beendet anzusehen ist, die Zufriedenheit
der Interessenten mit dein kaum eingeführten Zu-
stande weit hinter dem erwarteten Maße zurück-—-
geblieben.

Die Regulirung der Frachtpreise der Eisen-
dahnen als öffentlicher Verkehrswege, bei deren Be-
nutzung die gleiche Behandlung Aller nicht beeinträch-
tigt oder künstlich beschränkt werden darf, ist für die
wirthschastlichen Interessen der Nation von weit-
tragendsier Bedeutung. Die Reichsregierung wird
sich der Ausübung der ihr verfassungsmäßig obliegen-
den S‚Bflicbien, einen den Anforderungen der nationa-
len Wirthschast entsprechenden Zustand auf diesem
Gebiete herbeizuführen, nicht länger entziehen dürfen-
nachdem sich erwiesen hat, daß die bisher eingeschla-
genen Wege nicht zum Ziele führen, und nachdem
auf anderen Gebieten von minder umsassender Bei
Deutung Die Dem Reiche verfassungsmäßig zugewiesene
Regelung bereits zu Ende geführt ist.

Die Eisenbahnen sind vom Staate monopolisirte,
mit besonderen Vorrechten ausgestattete öffentliche
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Verkehrswege und können nur von einem Unterneh-
mer befahren werden. Durch die ihnen konzesfions-
mäßig verliehenen Rechte der Expropriation, der Aus-
übung polizeilicher Funktionen, Der Aufnahme öffent-
licher Anleihen u. s. w. hat der Staat den Eisen-
bahnen einen Theil der staatlichen Hoheitsrechte ein-
geräumt. Die Verleihung dieser Hoheitsrechte ist
nicht im Interesse des Bahueigenthümers, sondern
in demjenigen des Gemeinwohls erfolgt; hieraus folgt
aber, baß die Ausübung des Bahnbetriebes nicht der
Willkür der Bahnverivaltungen überlassen werden
darf, sondern daß derselbe nach den Bedürfnissen des
Gemeinwohls und des öffentlichen Verkehrs geregelt
werden muß. .

Nach dieser Richtung hin stimmt die Lage der
Eisenbahnen genau mit der staatsrechtlichen Stellung
und den, ausschließlichen Interessen des Gemeinwohls
dienenden, Ausgaben der übrigen öffentlichen Verkehrs-
anstalten überein;

Den desfallsigen Erwägungen würde es auch
entsprechen, wenn bei der Bemessung der Transport·
preise nicht vorherrschend die Rücksichten der Renta-
bilität maßgebend wären. Für den Staat darf nicht
blos die Rücksichtnahme auf die Höhe der Verzinsung
des Anlagekapitals bei der Bemessung der Eisenbahn-
tarife ausschlaggebend sein, sondern er hat außerdem
auch die aus der wirthschaftlich richtigen Ausübung
des von ihm gewährten oder geübten Privilegiums
hervorgehende Befruchtung des allgemeinen Verkehrs
und die Zunahme des Wohlstandes der Bevölkerung-
sowie die damit im Zusammenhange stehende Erhöhung
der staatlichen Lebenskraft der Nation in Rücksicht zu
nehmen.

Es gereicht jedenfalls zum Nachtheil der Ge-
sammtinteressen, wenn die Privateisenbahnen diese
Gesichtspunkte außer Acht lassen müssen, und es er-
giebt sich hieraus eine Verstärkung der Gründe, welche
gegen das System; der Privat eisenbahnen überhaupt
sprechen. ‚

Wenn es hiernach keinem Zweifel unterliegen
kann, daß die Festsetzung der Tarifsätze nur ders
Staatsgewalt zugewiesen werden Darf, welche allein
im Stande ist, die Interessen des Allgemeinwohls
auf diesem Gebiet mit ersorderlichem Nachdrucke zu
wahren , so ist auch die Richtung, nach welcher hin
eine Regelung des Tarifwesens in Deutschland gegen-
wärtig vorzunehmen sein wird, durch die heutige
Lage der deutschen Eisenbahnverhältnisse vorgezeichnet.

Die Thatsachen liegen jedenfalls vor, daß durch
besondere, hieraus berechnete Tarife einzelnen Ge-
schäftszweigen direkt ein höherer Aufschwung gegeben,
eine lokale Produktion unmittelbar gefördert, selbst
eine neue Industrie bewußt in’s Leben gerufen wor-
den ist, gleichwie dadurch unbestreitbar die Preise be-
stimmter Waaren in bestimmten Lokalitäten herab-
gedrückt werden können. Es kann den einzelnen
Bahnoerwaltungen das Recht aber nicht zustehen,
gegenüber den hundertfach verwickelten Faktoren und

 
 

Bedingungen der Produktion und Konsumtion einer
Volksgemeinschaft des l9. Jahrhunderts eine nach
allen Seiten regelnde und beherrschende Thätigkeit,
gewissermaßen gleich einer eingreisenden Vorsehung
sich vindieiren zu wollen. Es darf nicht von ihnen
abhängen, an irgend einem Punkte des Vaterlandes
durch künstliche Bildungen , wie die Ausnahmetarisch
Industrien großzuziehen und gleichzeitig an anderen
Orten die von der Natur gegebenen Erwerbszweige
zu bedrücken oder selbst zu unterdrücken.

Unter diesen Gesichtspunkten ist davon auszu-
gehen, daß der Taris, ohne gewaltsame Verschiebun-
gen der bestehenden Voraussetzungen der Produktion
und Konsumtion herbeizuführen, den Anforderungen
entsprechen muß: daß er in seiner Anlage klar ist
und Jedermann in den Stand fegt, Die Frucht für
eine Sendung leicht zu berechnen; -—— daß er die
Gleichberechtigung der Reichsangehörigen in allen
Wirthschastsgebieten sichert; —-— daß er bie Benach-
theiligungen beseitigt , welche bei dem gegenwärtigen
System auf dem Verkehr des kleinen Gewerbebetriebes
lasten; -—— daß er bei seiner Anwendung die Ent-
stehung schädlicher, die Kosten des Eisenbahntranss
portes durch unwiithschastlichen Betriebsaufwand er-
höhender Bildungen nicht begünstigt, sowie die Jn-
tegrität der Beamten nicht gefährdet.

Diesen Anforderungen wird durch das bestehende
Tarifsystem nicht entsprochen.

Die Nothwendigkeit der baldigen Herstellung
eines geordneten Zustandes im deutschen Eisenbahn-
tarifweseu tritt in so dringender Weise hervor, daß
zur Ausführung der gesetzlichen Regelung der Erlaß
eines allgemeinen Reichseisenbahngesetzes, welcher mit
anderen noch nicht spruchreifen Fragen zusammenhängt
nicht abgewartet werden kann. Die gesonderte Ord;
nung des Tariswesens unterliegt keinem Bedenken
da dasselbe ohnehin eine getrennte Materie aus dem
Gebiete der Eisenbahngesetzgebung bildet und einer
unabhängigen Behandlung fähig ist.

Indem daher Fürst Bismarck die Reform des
Eisenbahntarifwesens bei dem Bundesrathe anregt,
glaubt derselbe nurcan der Erfüllung einer Pflicht
mitzuarbeiten, welche der Gesetzgebung des Reiches,
der Nation gegenüber obliegt.

 

Unser Kaiser ist von einer leichten Erkältung,
welche er sich in den letzten Tagen der vorigen Woche
zugezogen hatte, bereits wieder hergestellt. Se. Ma-
jestät kannte sich ununterbrochen den Staatsgeschästen
widmen unD empfing den Reichskanzler , den Vice-
präsidenten des Staatsministeriums , den Kriegs-
minister u. A.

Unsere Kronprinzessin hat sich am Donner-
stag (13.) zum Besuch ihrer Mutter-, der Königin
Victoria, nach England begeben.
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lKirchlikhe Nachrichten.

Am Sqiintage Gsioniihi
predigen zu Oels:

Jn der Schloß- nnd Pfarrkirchee
*) ‘ übbrebigt: Herr Propst Thielmann.
*) nuspredign Herr Superint. Uebers chär
*l Nachm- red.: Herr Diakonus Krebs.
Früh 81/, hr Beichte: Herr Superintendent
U e b ers d) är.

Weibern-redng
Donnerstag, den 27. Februar, Vorm. 81X2 Uhr:

Herr Supermtendent U e b ers ch ä r.
Montag den 24.«Februar, Abends 7 Uhr, in der

St. Salvatorkirche Bibelstunde: Herr Dia-
konus Krebs.

Amtswochet Herr Superintendent U e b e r s d; ä r,

*) Colleete für das Schlei. Blinden-Institut
in Breslau.
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Höhere Simultau-Knabcnschule zu Namslau.
Ostern dieses Jahres wird die hiesige höhere Simultan-Knaben-

Schule durch Errichtung der zeta“ erweitert.
Anmeldungen nimmt der Dirigent der Anstalt, Rector Klttelmann,

jederzeit an. Ebenso weist derselbe Pensionen nach. Die anszunehmenden
Knaben haben den Jmpfs ch ein (resp. das Revaccinationsattest) und
»das S chu lzeu gniß beizubringen.

Namslau, den 13. Februar 1879.

Der Magistrat.
Dels-Gnefener Eisenbahn.

Für Lieserung Von ea. 1200 Stück eichenen Bahnschtvellen, 26 cm
breit, 16 cm stark, und ca. 10,000 Stück kiesernen Mittelschwellen, 25-—28

. cm breit, l6 cm stark, abzuliefern bis l. Mai d. J. franeo aus einer Station
. der Oelsanesener Eisenbahn, werden Offerten bis zum 15. März d. J. entgegenge-

nommen. Bedingungen sind gegen Einsendung Von 20 Pfg. in Marken von
unserem Centralbureau unfrankirt zu beziehen.

Breslau, den 15. Februar 1879. Direktiven

_W. Silihdler,
Färberei, Druckerei‚Wasch-, Flecken- und Garderoben-

Reinigungs-Anstnlt in B e r li n ‚
empfiehlt sich bei Beginn der Frühjahrssaison zu allen in dieses

Fach einsehlagenden Arbeiten.
Vervollkommnete Einrichtungen ermöglichen es, wollene und halb-
wollene Kleider ——— atmet-trennt -—- zu färben, nur empfiehlt es sich,

den Gurt vom Hocke resp. vom Ueberwurfe abzutrennen.

Annahme für Oels: Janus Kleiner, Nähmaschinenhandlung,
Ring 58. im e,si1ilkl)sirikl)liinx1

von circa 50 Kühen ist vom
1. Juli a. c. ab auf dem
Gute Zemcow zu Liber-
nebmen. Das Gut liegt
unmittelbar an der Kreis-
und Garnifonftadt Ostrowo,
welche letztere Stadt Sitz
eines Landgericbts wird.
Näheres »Der Domintum
Przygodzice bei Oftrowo.

30 Centner gelben

— Hopfenklee
in Hiilsen osserirt das Dominium
WPulveltvilz, Station Hundzfeld
Jn einer anständigen Beamtenfamilie

findet zu mm ein Pensionair
gute und freundliche Aufnahme. Näheres
in der Expedition dieser Zeitung.

Tanzerlaiibnißbücher r

 

Um den hochverehrten Herrschaften zu genügen, hiermit zur Anzeige,
daß ich mein Tafelgiassagcr
bestens sortirt habe, und offerire feines, mittleres und ordinäres Tafelglas zu
zeitgemäß billigen Preisen. Ganze Original-Kisten bedeutend billiger.

Lager von Glaser-Diamanten bei vorzüglicher
von Mark 4--12.

Gleichzeitig empfehle mich zu den bevorstehenden FrühjahrssReparaturs
Glaserarbeiten, sowie zur Ausführung Von Nerli-guten

Einmhmungen bon Bildern und Spiegeln werden in Baroque-,
antique geschnitzten, Nußbaum-, Polisander- und Gold-Leisten sauber und
pünktlich bei solider Preisberechnung essectuirt.

Oels, den 7. Februar 1879.
Hochachtungsvoll -

E. Krieger-S
Glaserei und Porzellanhandlung,

Breslauerstraße Nr. l.

Ackecvogke
unverheirathet, welcher gute Zeugnisse aufzuweisen hat, kann bald Stellung
erhalten Auskunft ertheilt die Expedition des Kreisblattes. -

s » T- t Es {er , l'b ‚' ’ M ,Ein mai get Schufogewxssxmrseexxllxsssrsee-erklang
wird auf dem Domnnum Kutscher
Steine a’-O. del Groß-· bei einer Herrschaft oder als Haushälter
Nädlitz, xKreis Breslau, zum in einem Hotel; Nähekes durch Herrn

l
Qualität

 
 

 

   sind in Ludwig’s Buchdrueäerei
in Oels wieder zu haben.  baldich Anlkiil aefucbt. Kaufmann Moldner in Bernstadt


